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Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 


An die Mitglieder der Verbandsvereine! 


Werte Genossenschafter, 


Am 6. April 1930 wird dem Schweizervolk die von den Bundesbehörden ausgearbeitete Alkoholvorlage 
zur Abstimmung unterbreitet. 

Schon seit mehreren Jahren hat der V.S.K. zu Fragen, die dem Volke zum Entscheide vorgelegt 
wurden, offiziell keine Stellung bezogen in Rücksicht auf die Zusammensetzung seiner Mitgliedschaft, der 
Personen aus allen Schichten der Bevölkerung und Vertreter der verschiedensten religiösen und politischen 
Anschauungen angehören. 

Die Verbandsbehörden glauben nun aber feststellen zu können, dass "hinsichtlich der Alkoholfrage 
unter den Mitgliedern der Genossenschaften Einigkeit besteht und dass alle Kreise einstimmig der Auf- 
fassung sind, dass der Alkoholismus, namentlich der Schnapsgenuss, nicht nur dem Einzelnen, sondern in 
seiner Auswirkung der Familie und dem Volksganzen schädlich ist und deshalb eingeschränkt werden sollte. 

Das Mittel dazu bietet die Verteuerung des Schnapses, die gleichzeitig dazu beitragen soll, den sich 
daraus ergebenden Mehrertrag zum Nutzen des Volkes für die Finanzierung einer Alters- und Hinterblie- 
benenversicherung für das Schweizervolk zu verwenden. 

Aufsichtsrat und Verwaltungskommission erblicken in der Alkoholvorlage ein Mittel zur gesundheitlichen 
Hebung und wirtschaftlichen Stärkung grosser Volkskreise sowie die Möglichkeit, dadurch die in Aussicht 
genommene schweizerische Alters- und Hinterbliebenenversicherung zur Durchführung zu bringen. 

Der Aufsichtsrat und die Verwaltungskommission empfehlen deshalb allen Genossenschaftern, am 
6. April 1930 für die Alkoholvorlage einzutreten und dadurch mitzuhelfen, ein Werk von hoher kultureller 
Bedeutung durchzuführen und gleichzeitig die Einführung eines auf der Solidarität aller Volksgenossen beru- 
henden, überaus notwendigen Versicherungswerkes als grosse soziale Tat zu ermöglichen. 


Im Namen des Aufsichtsrates und der Verwaliunsskommission des Verbandes schweiz. Konsumvereine (V.$.K.), 
Der Präsident des Aufsichtsrates: Der Präsident der Verwaltungskommission: 


E. Angst. B. Jaeggi. 


Der Sekretär: 


E. O. Zellweger. 
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Maximen zur Verwaltungskunde. 


Konzentration! Nützedie Zeit! 


Der sicherste Weg, irgend eine Aufgabe gründ- 
lich zu lösen, ist genaue, konzentrierte 
Aufmerksamkeit. Sie verkürzt die Zeit, die 
zur Vollbringung nötig ist. Ein langer, mühsamer, 
verwirrender Fleiss ist nur Sache beschränkter 
Köpfe. Ein guter Verstand wendet ordentliche Auf- 
merksamkeit an und fasst sofort auf. Der ist weder 
für ein Geschäft noch zu einem Vergnügen brauch- 
bar, welcher seine Aufmerksamkeit nicht ganz auf 
die Angelegenheit wenden kann, um die es sich ge- 
rade handelt, und welcher diese Zeit über nicht aller 
anderen Gedanken sich zu entschlagen vermag. 

* E3 * 


Man hat den Tag über Zeit genug für alles, 
wenn man nur eine Sache auf einmal tut; will man 
aber zwei Dinge zugleich vornehmen, so bietet das 
ganze Jahr nicht Zeit genug. 

”* * * 


Die beharrliche, konzentrierte Aufmerksamkeit 
ist das sichere Merkmal eines bedeutenden Geistes, 
während Uebereilung, Verwirrung und Unruhe die 
ewigen Symptome schwacher Charaktere sind. 

Es ” * 


Lerne den wahren Wert der Zeit kennen. Er- 
hasche ieden Augenblick und geniesse ihn. Weg mit 
Müssiggang, Faulheit und Verschub. Niemals schiebe 
etwas bis morgen auf, was heute getan werden kann. 
Da die Zeit edel und das Leben kurz ist, so darf man 
sie nicht verlieren. 


Chesterfield, 


Zum Ergebnis der Genfer Zoll- 
friedenskonferenz. 


Auf der Konferenz, die im Februar und März 
1930 in Genf stattfand, ist leider nicht soviel heraus- 
gekommen, wie man hätte erhoffen sollen und 
können. Das wichtigste Moment, das die Konferenz 
ungünstig beeinflusste, ist in der allgemeinen Wirt- 
schaftslage zu sehen. Wir kommen scheinbar in eine 
Weltagrarkrise hinein, die in ihrem Ausmasse hinter 
der der siebziger Jahre nicht zurückbleibt. Ins- 
besondere ist infolge der technischen Verbesserungen 
auf dem Gebiete der Produktion und infolge der so 
hervorgerufenen und auch auf andere Momente 
zurückzuführenden Ueberproduktion für Getreide ein 
Preissturz eingetreten, der sich überaus krisenhaft 
auf die Landwirtschaft Europas ausgewirkt hat. Die 
Vertreter der europäischen Staaten glauben, bei 
dieser Sachlage auf einen speziellen Schutz ihrer 
Landwirtschaft nicht verzichten zu können, ins- 
besondere haben sie sich auf der Zolliriedenskonie- 
renz geweigert, irgendwelche Verpflichtungen ein- 
zugehen, die sie in ihrer Zollpolitik festlegen könnten. 
Hinzu kam, dass auf der Konferenz aus national- 
wirtschaftlichen Gründen allgemeiner Art von einigen 
Ländern ein stärkerer Widerstand geleistet wurde 
als ursprünglich als wahrscheinlich angenommen 
wurde. Dies gilt nicht nur für die Haltung Polens 
und Italiens, sondern auch für die Frankreichs. Auch 
einige Ereignisse mehr zufälligen Charakters störten 


den Gang der Konferenz, wie besonders die franzö- 
sische Regierungskrise. Es ist so kein Ergebnis zu 
verzeichnen, das optimistisch stimmen könnte, aber 
man kann doch zufrieden sein mit dem, was unter 
diesen schwierigen Umständen erreicht wurde. 

Das Ergebnis der Konferenz liegt zu- 
nächst einmal auf handelsvertragspolitischem Ge- 
biet und kann in dieser Hinsicht als eine Wiederher- 
stellung der Vorkriegsverhältnisse betrachtet werden. 
In der Vorkriegszeit regelte ein System von Handels- 
verträgen den Güteraustausch zwischen den euro- 
päischen Ländern. Der Wiederaufbau dieses Han- 
delsvertragssystems in der Nachkriegszeit stiess auf 
sehr grosse Schwierigkeiten. Im allgemeinen kamen 
nur wenig Tarifbindungen bringende kurziris- 
tige Handelsverträge zustande. Die Konfe- 
renz brachte nun einen Ausbau dieses Systemes in 
der Form, dass die vertragsschliessenden Länder 
sich verpflichten, vor dem 1. April 1931 von dem 
vielleicht bestehenden Kündigungsrecht der Handels- 
verträge keinen Gebrauch zu machen und dies Ab- 
kommen um ieweilig weitere sechs Monate zu ver- 
längern, wenn es nicht zwei Monate vorher gekündigt 
ist. So ergab also die Zollfriedenskonferenz eine 
Verlängerung der Laufzeit der Han- 
delsverträge und zugleich eine Bindung der in 
diesen Handelsverträgen vereinbarten Zollsätze. 

Doch in Handelsverträgen ist immer nur ein 
Teil der Zollsätze gebunden; Länder mit autonomer 
Handelspolitik, wie England, Dänemark, Norwegen 
und die Niederlande, lehnen iede Bindung ihrer 
Zollansätze durch Handelsverträge ab. Die Konferenz 
hat nun das überaus wesentliche Ergebnis gezeitigt, 
dass diese Länder ihre Zollsätze hundertprozentig 
gebunden, sich verpflichtet haben, von einer Er- 
höhung ihrer Schutzzölle bezw. von der Einführung 
neuer Schutzzölle abzusehen. Die anderen Staaten 
mussten daraufhin ebenfalls ihre nicht in Handels- 
verträgen gebundenen Zollsätze binden, wenn auch 
diese Bindung bei weitem nicht so absolut ist. Die 
anderen Staaten können ihre nicht gebundenen Zoll- 
sätze an sich erhöhen — und dasselbe gilt für die 
Finanzzölle der oben erwähnten ihre Zollsätze nicht 
in Handelsverträgen bindenden Länder —, doch sie 
sind verpflichtet, in Verhandlungen über diese Zoll- 
erhöhungen einzutreten, sofern ein Staat dies 
binnen zwei Monaten verlangt. Wenn so gegen 
den Wunsch eines anderen Staates Zollsätze erhöht 
werden, hat der geschädigte Staat das Recht des 
Rücktrittes von der Konvention. 


Man sieht: Ein sehr kompliziertes für den Laien 
kaum verständliches System, wie es nur in derartigen 
Verträgen gewiegte Juristen ausarbeiten können. Das 
System läuft darauf hinaus, dass Zollerhöhungen in 
Zukunft moralisch und rechtlich erschwert sind, dass 
es sich jeder Staat überlegen muss, ob die gegen den 
Willen eines anderen Staates vorgenommene Zoll- 
erhöhung ihm soviel wert ist, dass er um ihretwillen 
die erste wichtige zollpolitische Konvention sprengt 
und überall als das Hemmnis einer europäischen 
Wirtschaftszusammenarbeit hingestellt wird. Der 
Wert dieser moralischen Bindung der Zollsätze ist 
nicht abzustreiten. 

Welche Staaten werden nun diese doch 
immerhin eine gewisse Bindung der Zollsätze brin- 
gende Konvention unterzeichnen? Bisher haben elf 
Staaten, nämlich Deutschland, Oesterreich, Belgien, 
England, Estland, Finnland, Frankreich, Italien, 
Luxemburg, Holland und die Schweiz, diesen Teil 
der Konvention unterzeichnet. Andere nicht so stark 
verpflichtende Teile der Konvention sind ferner von 
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Dänemark, Griechenland, Lettland, Litauen, Portugal | denden Schlussitzungen Frankreich sich auf die Seite 


und Schweden unterzeichnet worden, während bisher 
nur Spanien und Ungarn ausdrücklich Nein gesagt 
haben. Eine Unterzeichnung bindet nur moralisch, 
entscheidend ist die Ratifikation. 

Die Ratifikation soll bis zum 1. November ge- 
schehen, doch unabhängig von der erst später vorzu- 
nehmenden Ratifikation soll die Laufzeit der Kon- 
vention schon mit dem 1. April beginnen, soll die 
Konvention sich auf alle Handelsverträge erstrecken, 
die am 12. März 1930 in Kraft waren. 

Das Verlängerungsabkommen tritt in Kraft, wenn 
es von folgenden 12 Staaten ratifiziert ist: Deutsch- 
land, Oesterreich, England, Frankreich, Ungarn, Ita- 
lien, Niederlande, Polen, Rumänien, die Schweiz, 
die Tschechoslowakei und Jugoslawien. Wird das 
Abkommen bis zum 1. November nicht von diesen 
12 Staaten ratifiziert, so können die Staaten, die das 
Abkommen ratifiziert haben, dieses unter sich inKraft 
setzen, worüber auf einer neuen Konferenz der Unter- 
zeichnerstaaten entschieden wird. Also auch hier die 
durch die Natur der Sache gegebene Kompliziertheit, 
aber es wird angenommen, dass diese Konvention 
von genügend viel Staaten ratifiziert und minde- 
Stens auch noch bis Oktober 1931 verlängert wird, 
zumal ja die so erreichte Bindung noch durch einige 
Ausnahmebestimmungen durchlöchert wird. Diese 
Ausnahmebestimmungen beziehen sich auf einige 
mitteleuropäische Handelsverträge und auf die Zoll- 
positionen, welche auf Grund von Landesgesetzen, 
wie es bei fast allen Agrarzöllen der Fall ist, oder 
aus dringlichen Umständen sofort erhöht werden 
müssen. 

Diese Ausnahmebestimmungen haben die land- 
wirtschaftlichen Exportstaaten begreiflicherweise ver- 
schnupft, es ist kaum zu erwarten, dass die Staaten 
von Ost- und Südosteuropa sich an einer solchen 
Konvention, die den Industriestaaten in bezug auf die 
Agrarzölle weitgehend freie Hand lässt, beteiligen. 
Es wird deswegen im wesentlichen ein auf die Indu- 
strieländer West-, Mittel- und auch Nordeuropas sich 
beschränkendes Abkommen bleiben. Als ein solches 
Abkommen hat es einen immerhin nicht zu unter- 
schätzenden Wert, denn die Zollsätze bleiben zu- 
nächst einmal von sechs zu sechs Monate gebunden. 
Die Abwehrfront gegen die Wiinsche der Industrie 
auf Zollerhöhungen hat eine internationale Stärkung 
erfahren, im Kampfe gegen Zollerhöhungen kann man 
auf diese Konvention hinweisen, jedoch bleibt abzu- 
warten, welche praktische Bedeutung dieser Argu- 
mentation zukommt. 

Es bedeutet immerhin etwas, wenn wir aus der 
Flut der Zollerhöhungen herauskommen, wenn die 
Zollsätze zumindestens auf dem jetzigen Niveau sta- 
bilisiert werden, doch viel wesentlicher ist, dass es 
endlich zu einem radikalen Zollabbau kommt, dass 
die Wirtschaft von der wirklich nicht zu unter- 
schätzenden Belastung durch die Wirtschaftshemm- 
nisse befreit wird. Darüber war als zweiter Punkt 
der Tagesordnung auch auf der Genfer Zollfriedens- 
konferenz zu verhandeln. Die Besprechungen über 
dieses Problem, also über die Möglichkeiten einer 
Neuordnung dereuropäischen Wirtschaft führten zwar 
teilweise etwas ins Uferlose, da eben ein konkretes 
Programm fehlte, doch ging man viel weiter ins De- 
tail als bei der Genfer Weltwirtschaftskonferenz des 
Jahres 1927. 

Leider ist der ursprüngliche Vorschlag über die 
Einleitung von Verhandlungen über die Möglichkeiten 
einer Neuordnung der europäischen Wirtschaft da- 
durch sehr verwässert worden, dass in den entschei- 


Italiens stellte, das während der ganzen Verhand- 
lungen im wesentlichen nur auf eine Störung bedacht 
war. So ist eine wenig besagende Konvention zu- 
stande gekommen, die im wesentlichen alles weitere 
dem Völkerbundesrat überlässt. Bei diesen Verhand- 
lungen handelte es sich im wesentlichen um die Re- 
gelung der Beziehungen zwischen den Agrar- und 
den Industriestaaten. Es sind hier interessante ein- 
zelne Vorschläge unterbreitet worden, wobei ein ent- 
scheidendes Gewicht auf die Möglichkeiten gelegt 
wurde, durch Zusammenarbeit zwischen den land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften und den Konsum- 
genossenschaften die Entwicklung des Handels zwi- 
schen diesen beiden Ländergruppen zu fördern. 
Dass diese Genfer Zollverhandlungen schliesslich 
weitgehend strandeten, ist sehr fatal. Man kann nicht 
damit zufrieden sein, dass für jeweilig sechs Monate 
die Zollsätze stabilisiert sind. Die Zeit der Waffen- 
ruhe ist direkt nutzlos vertan, wenn sie nicht zu aus- 
giebigen Verhandlungen darüber benutzt wird, wie 
künftig die europäische Wirtschaft neu gestaltet wer- 
den kann. Die Genfer Zollfriedenskonferenz hat in 
bezug auf die Grundfrage, d.i. die Beseitigung der 
Zölle überhaupt, keinerlei Ergebnis gezeitigt. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass es in absehbarer Zeit zu 
einer eingehenden Prüfung der Frage der Möglich- 
keiten eines radikalen Zollabbaues kommt, ist sehr 
gering, somit ist es deswegen auch heute noch sehr 
unwahrscheinlich, dass die ursprünglich von der Zoll- 
friedenskonferenz erwarteten weiteren Auswirkungen 
eintreten. Dr. W. G. 
>] 


Der Verband schweiz. Konsumvereine 
im Jahre 1929. 


IV. 


Der Umsatz von Fr. 157,580,623.55 ist erreicht 
worden durch die Bezüge von 515 Konsumvereinen 
mit 149,4 Millionen und durch diverse Engros- und 
Barverkäufe von 8,1 Millionen Franken. Die Tabelle 
der Umsätze mit den Verbandsvereinen zeigt, dass 
die überwiegende Mehrzahl der Vereine grössere 
Bezüge aufweist als im Jahre 1928. Bei 22 Vereinen 
übersteigen sie den Betrag von einer Million Franken. 
Weit voran steht der A.C. V. beider Basel mit 25,9 
Millionen, dann folgen die Verbandsvereine von Zü- 
rich mit 10, Genf mit 5,3, Bern mit 3,7, Winterthur 
mit 3,2, Chaux-de-Fonds (Coop. R&unies) mit 3, Lu- 
zern mit 2,9, Schaffhausen mit 2,2, Biel mit 2,1, Lau- 
sanne mit 1,9, Vevey mit 1,6, Solothurn mit 1,5, 
Neuenburg mit 1,4, Pruntrut, Olten und Liestal mit je 
1,3, Steffisburg und Pfäffikon mit je 1,2, St. Immer, 
Wetzikon und Chur mit je einer Million Franken. 
Ueber eine halbe Million Franken Warenbezug beim 
V.S.K. weisen 25 Vereine auf. Die einzelnen Ver- 
bandskreise sind wie folgt am Umsatz beteiligt: 


Kreis I mit 64 Vereinen Fr. 15,991,643.92 
» Il ». 31 » » 12,117,254.73 
| | la 3.78 » » 1 8.499,5067.68 

» Illb > 19 » » 1,188,175.33 
» IV 8739 » »  36,656,414.17 
» V»56 » »  10,539,467.21 
» VI. 214 » » 5,525,662.70 
» VO: » 47 » »  26,044,372.84 
» VII » 39 » » 8,633,157.23 
» IXa » 32 » » 5,441,231.35 
» IXh: 2,728 » »  4,354,885.79 
» N » »  3,948,330.10 
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Wenn man die Umsätze der Verbandsvereine 
zusammen auf etwa 270 Millionen Franken veran- 
schlagen kann und dieser Summe den Umsatz des 
Verbandes gegenüberstellt, so erhält man auf den 
ersten Blick den Eindruck, dass bei einer Differenz 
von etwa 120 Millionen Franken der Bezug beim 
Verbande sehr zu wünschen übrig lasse. Nun wird 
aber der Verbandsumsatz durch Engrospreise, der 
Umsatz der Konsumvereine dagegen durch Detail- 
preise erzielt. Das lässt die Differenz zwischen den 
beiden Umsatzergebnissen wesentlich geringer er- 
scheinen und eine weitere Verringerung des Abstan- 
des ergibt sich aus dem Umstande, dass die Verbands- 
vereine auch Waren vermitteln, die sie nicht bei ihrer 
Zentraleinkaufsstelle beziehen können. Schliesslich 
ergibt sich also die befriedigende Tatsache, dass die 
Vereine ihre Warenbezüge zu einem schönen Teil 
beim Verbande machen. Da und dort könnte in dieser 
Hinsicht allerdings noch ein Mehreres geschehen, 
aber was da noch fehlt, wird sich nach und nach wohl 
einstellen, zu welcher Erwartung um so mehr Be- 
rechtigung vorliegt, als die stetige Aufwärtsbewe- 
eune der Jahresumsätze des V.S.K. andeutet, dass 
diese Entwicklung im Gange ist. 

Die Umsatzsumme des Verbandes kommt durch 
eine Warenvermittlung zustande, die fast anderthalb 
Dutzend Abteilungen aufweist. Wie sie im einzelnen 
zum Gesamtumsatz beitragen, ergibt sich aus folgen- 
der Zusammenstellung, die mit dem Berichtsjahr noch 
das vorhergehende und das Vorkriegsiahr 1913 in 
Vergleich setzt: 


Abteilung Zucker 4,065,700.—  11,636,800.— 10,858,900.— 
Abteilung Weine 1,117,400. 5,947,600.—  6,084,200.— 
Abteilung Futtermittel 633,800.—  4,111,300,—  3,894,000.- 

Abt. Landesprodukte 1,265,300.—  4,872,000.—  4,898,400.— 
Abteilung Käse 864,200.—  5,139,100.— 5,962,400.— 
Abt. Fleischwaren 7,231,300.— 24,669,100.— 27,238,100.— 
Abt. Fabrikationsartikel 8,453,200.— 25,682,900.— 25,817,400. 

Abt. Kolonialwaren 3,252,100. 9,171,600.— 10,048,600.— 
Abt. Gebrauchsartikel A 3,926,000.— 12,437,900). 13,464, 100.— 
Abt. GebrauchsartikelB 932,700. 4,431,300.— 5,525,200.— 
Abteilung Brennstoffe 2,998,600.— 7,961,900.— 10,062,500.— 
Abt. Manufakturwaren 1,879,200. 7,997,500.—  8,459,800.— 
Abt. Merceriewaren 236.200.—  1,365,800.— 1,591,900.- 

Schuhwaren 1,964,300, 7.821,400.— 8,201,600. 


Mahlprodukte M.S.K. 
und Minoterie co- 
perative du Leman 

Milch, frische 


5,606,500.— 


11,216,100.— 


11,659,200.— 
7 6,760,900.— 


Mit Ausnahme von Zucker, Futtermitteln, Mehl- 
produkten der beiden Mühlen, sowie von frischer 
Milch erzielten alle Gruppen Mehrumsätze. Was die 
Warenvermittlung des V.S.K. bewältigen muss, lässt 
sich weniger an der Umsatzsumme als an andern 
Angaben ermessen. So beliefen sich die von der Spe- 
ditionsabteilung abgefertigten Sendungen auf 11,859 
mit 54,453,500 kg, gleich 5445 Wagen zu 10 Tonnen. 
Die Lagerhäuser I und Il in Pratteln führten 151,415 
Aufträge aus, das Lagerhaus VI in Pratteln erledigte 
40,501 Aufträge, die Niederlassung Wülflingen 40,000. 
Die Niederlassungen von Morges und Lugano hatten 
Warenausgänge von 2,4 bezw. 1,3 Millionen kg. Die 
Manufaktur- und Mercerieabteilung in Basel führte 
7090 Bahn- und 54,600 Postsendungen aus. Durch 
den Automobilbetrieb, der mit seinen 17 Motorlast- 
waeen und 10 Anhängern zur Zufriedenheit funktio- 
nierte, beförderte der V.S.K. im Ueberlandverkehr 


ein Warenquantum von 25,8 Millionen kg. 

Dass die Bewältigung der Verbandsaufgaben in 
Verwaltung, Propaganda, Kontrollwesen, Warenver- 
mittlung etc. ein zahlreiches Arbeitspersonal erior- 
dert, ist wohl einleuchtend. Wie es sich auf die ver- 
schiedenen Zweige verteilt, und welche Veränderun- 
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een im Berichtsiahre gegenüber 1928 eingetreten sind, 
wird aus folgender Zusammenstellung ersichtlich: 


Personalbestand 
Ende 1928 Ende 1929 
Mitglieder der Verwaltungskommission 3 3 
l. Präsidial-Departement: 
a) Zentralverwaltung: 
l. Sekretariat der Verwaltungs- 
kommission und des Präsi- 
dial - Departementes, Post- 
spedition, Telephon und Ab- 
wartdienst . . Re 9.99 39 
2. Zentralbuchhaltung ne A 48 
3. Versicherungen N k 3 4 
4. Abteilung Spedition inklusive 
Autobetriedb 0... 3 40) 
b) Treuhandabteilung ..... 3 15 
c) Abteilung für Bauwesen . . . 2 2 
d) Abteilung für Landwirtschaft . 2 l 
e) Ferienheim V. S. K. Weggis 
(Leitung) . . ee l 
ll. Departement für Propag: ında, 
Rechts- und Bildungswesen: 
Boreal au teen is, 228 27 
Buchdruckerei . . 82 85 
III. Departement für Warenv ermittlung: 
a) Bureaux in Basel, Pratteln, 
Wülflingen, Morges u. Lugano 154 169 
b) Lager und technische Betriebe 
in Basel. Pratteln, Wülflingen, 
Morges und Lugano . . . 117-2124 
523 558 
ILS] 


Südslavische Genossenschajfts- 
bewegung. 


Von Prof. V. Totomianz. 


Jugoslawien, das nach dem 
Kriege aus Serbien, Montenegro und ehemaligen 
österreichisch - ungarischen Provinzen geschaffen 
wurde, ist gleich Bulgarien ein Agrarland. 85 Pro- 
zent der Bevölkerung sehören der Landwirt- 
schaft an. 

Die ersten slowenischen Kreditgenossen- 
schaften vom Raiffeisen-Typus wurden vom Pfarrer 
Dr. Krek gegründet, der stets bemüht war, das slo- 
wenische Volk wirtschaftlich und kulturell zu heben. 
Da er später Professor der Theologie wurde und 
einen grossen Einfluss auf seine Schüler ausübte, so 
wurden in Slowenien, Kroatien und Dalmatien seine 
Schüler zu wahren Aposteln der genossenschaft- 
lichen Idee. Es ist dem Einfluss dieser Männer, die 
besonders das Sparen propagierten, zu verdanken, 
dass der slowenische Genossenschaftsverband, der 
doch der Mitgliederzahl nach der kleinste autonome 
nationale Genossenschaftsverband Jugoslawiens ist, 
über zehn mal mehr Spareinlagen verfügt, als die 
viel grösseren serbischen und kroatischen Ver- 
bände. 

In Serbien war der erste Propagandist des 
Genossenschaftsw esens Swetosar Markowitsch, der 
unter dem Einflusse des russischen Schriftstellers 
Tschernyschewsky und anderen russischen Sozia- 
listen stand und die Lebensfähigkeit der kleinen 
landwirtschaftlichen Betriebe bezweifelte, sowie den 
Landwirten zur Beibehaltung der alten Familienge- 
nossenschaften und des Kollektiveigentums riet. 

Der andere Urheber des serbischen Genossen- 
schaftswesens war M. Awranowitsch, der nach einer 
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Reise nach Westeuropa die Gründung einer Kredit- 
genossenschaft vom Raiffeisen-Typus im Dorfe 
Sneredewo veranlasste. Das landwirtschaftliche Ge- 
nossenschaftswesen verbreitete sich in Serbien sehr 
rasch, so dass zu Beginn der Balkankriege schon 
700 solcher Organisationen auf diesem verhältnis- 
mässig beschränkten Gebiet existierten. 

Die erste kroatische Genossenschaft, 
ebenfalls eine Kreditgenossenschaft vom Raiffeisen- 
Typus, wurde erst im Jahre 1900 im Dorfe Donia 
Wischniza auf Veranlassung des von einem katho- 
lischen Kongress ins Leben gerufenen «Komitee für 
Propaganda der Raiffeisengenossenschaften» organi- 
siert. Auch hier verbreiteten sich die Kredit- und 
andere landwirtschaftlichen Genossenschaften mit 
ausserordentlicher Schnelligkeit, zumal die öster- 
reichisch-ungarische Regierung sie wohlwollend be- 
trachtete. 

Aus der Verschiedenartigkeit der Entstehung und 
Entwicklung, sowie aus politischen Gründen sind 
diese Landesorganisationen erhalten geblieben. 

Das Solidaritätsgefühl wurzelt tief im serbischen 
Nationalcharakter, was auch aus dem Umstande klar 
ersichtlich ist, dass im Norden des Landes der Boden 
gemeinschaftlich bebaut wird. Der bekannte schwei- 
zerische Genossenschafter Dr. Munding hat vor dem 
Kriege eine ganze Reihe von Artikeln über die ser- 
bische patriarchalische Familiengemeinschaft ver- 
öffentlicht. Diese Grossfamilie, die «Sadruga» ist 
nach Meinung von Dr. Munding eine uralte, den 
Slawen allein eigene Organisationsform, die, im 
Gegensatz zum westeuropäischen Individualismus, 
eine günstige Voraussetzung für die Entwicklung 
eines modernen Genossenschaftswesens bildet. 

Die meisten serbischen landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften sind im Zentralverbande serbischer 
landwirtschaftlicher Genossenschaften vereinigt, wäh- 
rend die Kroaten und Slowenen entsprechende auto- 
nome Verbandsorganisationen besitzen. Während vor 
einigen Jahren infolge der Einführung von Politik in 
die Genossenschaftsbewegung diese sich zu spalten 
drohte, ist diese Gefahr jetzt vorbei, so dass Mitte 
September letzten Jahres ein Kongress der serbischen 
landwirtschaftlichen Genossenschaften einberufen 
werden konnte, an dem kroatische und slowenische 
Organisationen vertreten waren und an dem ich per- 
sönlich auch teilnahm; dass die Genossenschafts- 
bewegung nunmehr in Jugoslawien gewissermassen 
zu einer nationalen Bewegung geworden ist, beweist 
am besten die Tatsache, dass alle grossen Tages- 
zeitungen spaltenlange Berichte vom Kongress an 
erster Seite abdruckten. 

Auf dem Kongress wurde unter anderem auch 
die neueste Statistik der jugoslawischen Genossen- 
schaftsbewegung mitgeteilt, laut deren folgender 
Stand der genossenchaftlichen Organisation im gan- 
zen Lande erreicht worden sei: 


Kreditgenossenschaften 2476 
Bezugs-, Absatz- und Konsumgenossenschaften 979 
Landwirtschaftliche Vereinigungen 323 


Molkerei- und Käseproduktionsgenossenschaften 105 
Handw.- und Arbeiterproduktivgenossenschaften 69 


Viehzüchter- und Weidegenossenschaften 58 
Bau- und Wohnungsgenossenschaften 50 
Elektrizitätsgenossenschaften 44 
Fischergenossenschaften 36 
Maschinengenossenschaften 34 
Gesundheitsgenossenschaften 30 
Winzer- und Weinlagergenossenschaften 28 
Genossenschaften zur Produktion von Pflanzenöl 15 
Verschiedene Genossenschaften 70 
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Zu den «verschiedenen Genossenschaften» ge- 
hören in erster Linie Mühlen-, Bienenzüchter- und 
Tabakbaugenossenschaften. Die Gesamtzahl der Mit- 
glieder in allen jugoslawischen Genossenschaften be- 
trägt 550,000. Man kann damit rechnen, dass die 
genossenschaftlichen Organisationen in Jugoslawien 
etwa 17% der Gesamtbevölkerung aufweisen. 

Was das genossenschaftliche Ver- 
bandswesen anbetrifft, so hat sich hier noch 
keine Einheitlichkeit im Prinzip und Typus heraus- 
gebildet; es gibt eine ganze Reihe gemischter Ver- 
bände, die Genossenschaften verschiedener Arten zu- 
sammenfassen und verschiedene Funktionen ausüben. 
Nun macht sich aber in letzter Zeit eine Tendenz der 
Absonderung und der Spezialisierung auch bei den 
genossenschaftlichen Verbänden bemerkbar. So bildet 
der Zentralverband serbischer landwirtschaftlicher 
Genossenschaften drei Unterverbände: den für Kredit, 
den für den Bezug, dem hauptsächlich die Konsum- 
genossenschaften angehören, und den für die Pro- 
duktion. Als Spitzenorganisation aller jugoslawischen 
Genossenschaften dient der Zentralgenossenschafts- 
verband im Königreich Jugoslawien zu Belgrad, der 
nicht nur die einzelnen Genossenschaftsverbände ver- 
einigt, sondern auch revisionelle, leitende und reprä- 
sentative Funktionen ausübt. 

Hier seien nähere Angaben über die Tätig- 
keit der hauptsächlichsten Genossen- 
schaftsverbände angeführt: der Zentralver- 
band serbischer landwirtschaftlicher Genossen- 
schaften besitzt in Belgrad ein eigenes Gebäude, 
dessen Hof mit Pflügen deutschen Ursprungs gefüllt 
ist; die angeschlossenen Genossenschaften, deren 
man 1977 zählt, werden damit versorgt. Der Zentral- 
verband der kroatischen landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften in Zagreb (Agram) umfasste 310 Ein- 
zelgenossenschaften. Der Genossenschaftsverband 
für Slowenien in Liubliiana (Laibach) umfasste 524 
(Gienossenschaften, Ausser diesen Verbänden gibt es 
in Jugoslawien noch 11 grössere Verbände. 

In Jugoslawien fehlt es an rein ländlichen Kon- 
sumgenossenschaften. Wie aus vorstehender Zusam- 
menstellung zu ersehen war, handelt es sich nur um 
Genossenschaften in den Dörfern, die zugleich Kon- 
sum-, Bezugs- und Absatzgenossenschaften sind. 

Von besonderem Interesse für die ländliche Be- 
völkerung Jugoslawiens sind die sogenannten «Ge - 
sundheitsgenossenschaften» Nach dem 
Kriege war in allen Teilen des Landes, insbesondere 
aber in den serbischen Gebieten, eine ausserordent- 
liche Verschlechterung des Gesundheitszustandes 
der Bevölkerung festzustellen. Wiewohl die Serben 
durch eine von Natur aus sehr gute Gesundheit und 
Immunität gegen Krankheiten allgemein bekannt 
waren, wurde dieses Volksgut durch die Mühsal 
des für Serbien besonders schwierig gewesenen 
Krieges zerrüttet. Neben der gesundheitlichen 
herrschte nach dem Kriege auch eine wirtschaftliche 
Not bis den Bauern, nach serbischem Ausdruck, nur 
«die nackte Seele» blieb. 

Da der Staat aus verschiedenen Gründen nicht 
imstande gewesen war, etwas zur Hebung der wirt- 
schaftlichen und gesundheitlichen Lage der Bevölke- 
rung zu unternehmen, beschloss man, der Not durch 
die Selbsthilfe der Bevölkerung, vermittelst genossen- 
schaftlicher Organisation, entgegenzuwirken. Wäh- 


rend die übrigen Formen des Genossenschaftswesens 
den westeuropäischen mehr oder weniger entsprechen, 
sind die Gesundheitsgenossenschaften durch Herrn 
Dr. Koiic eigens für die speziellen serbischen Bedürf- 
nisse geschaffen worden. Er sah ein, wie gross die 
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Bedeutung der Genossenschaften in der Landwirt- 
schaft seiner Gegend war, und er hegte nun den Ge- 
danken, spezielle Genossenschaften zu gründen, wel- 
che auf dem Gebiete der verwahrlosten Volksgesund- 
heit ebenso segensreich wirken könnten wie die land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften. Dem Volke, ins- 
besondere dem Bauer, muss man die elementaren 
hygienischen Kenntnisse beibringen und ihm helfen, 
seine Wohnung und sein Leben vernünftiger und 
zweckmässiger zu gestalten. Durch den gemeinsamen 
Bezug von Medikamenten kann man deren Preis 
niedrig halten und sowohl sie als auch die ärztliche 
Hilfe den Minderbemittelten zugänglich machen. Da 
die Frau auf hygienischem Gebiet Wesentliches lei- 
sten kann, so muss man ihr mit Vorträgen und Rat- 
schlägen zu Hilfe kommen. Ausserdem ist es durch- 
aus nötig, für die Familien Beihilfen in Krankheits- 
oder Todesfällen zu organisieren. Diese Gedanken 
von Dr. Koiic wurden zur Grundlage des Programms 
der neuen Genossenschaften. 

Ihre Aufgaben erfüllen diese Genossenschaften 
mit Hilfe ihrer Aerzte und ihrer Pilegeschwestern 
durch Gründung von Ambulatorien, Haushalts- und 
Hygienekursen für Dorfmädchen, durch ärztliche Be- 
suche in den Wohnungen der Mitglieder, durch ge- 
meinsame Anschaffung von Arzneien, durch Anlage 
von Badeanstalten, Brunnen, Abort- und Dunggruben, 
sowie durch beständige Beobachtung der Kranken 
und Isolierung und Desinfektion ihrer Häuser. Wenn 
Krankenpflege als notwendig erscheint, so wird auch 
diese für die Mitglieder unentgeltlich beschafft. Die 
Anteile der «Gesundheitsgenossenschaften» sind nicht 
eross (24 bis 50 Dinar), damit jeder die Möglichkeit 
hat, Mitglied derselben zu werden. Die Haftpflicht 
der Genossenschaften beträgt das Zehnfache. 

Die Gesundheitsgenossenschaften haben gewöhn- 
lich nicht weniger als 600 Mitglieder, aber oft um- 
fassen sie einen ganzen Kreis. In jedem Dorf wird 
ein Mitglied als Vertreter der Genossenschaft ge- 
wählt, und zwar ist dies zumeist ein ehemaliger 
Kriegssanitäter. Ausserdem bilden alle Mitglieder 
einer Gemeinde gewissermassen eine Filiale der Ge- 
nossenschaft, welche einen Ausschuss aus ihren Rei- 
hen wählt. Dieser dient als Vermittler zwischen der 
Verwaltung und den Mitgliedern und sorgt haupt- 
sächlich für Administration und Volksaufklärung. 

Die neue Genossenschaftsart fand bei der Bauern- 
schaft guten Anklang. Besondere Verbreitung fand 
sie in Altserbien und in Dalmatien, aber auch in allen 
andern Teilen des Landes sind Gesundheitsgenossen- 
schaften entstanden. An Schwierigkeiten fehlt es na- 
türlich nicht. Sie ergaben sich besonders, als die 
amerikanische Mission ihre Tätigkeit einstellte und 
der jugoslawische Staat seine Zuschüsse verminderte. 
Trotzdem nahmen die Gesundheitsgenossenschaften 
eine weitere Ausbreitung, und zwar erhielten sie die 
Mittel zumeist durch Erhöhung der Einlagen sowie 
durch Spenden. Ende 1928 konnte man folgenden 
Stand der Entwicklung der Gesundheitsgenossen- 
schaften feststellen: 30 Genossenschaften mit 11,650 
Mitgliedern. Auf eine Genossenschaft kommen also 
388 Mitglieder. Da aber als Mitglieder nur die Fa- 
milienhäupter eingezeichnet werden und die serbi- 
schen Familien infolge des starken Zusammen- 
wohnens von Verwandten ausserordentlich zahlreich 
sind, so dürfte eine Familie durchschnittlich min- 
destens 10 Personen aufweisen. Die Zahl der. an den 
Einrichtungen der Gesundheitsgenossenschaften teil- 
nehmenden Personen kann somit auf mehr als 100,000 
geschätzt werden. Im Jahre 1927 wurden 19,314 


ärztliche Untersuchungen vorgenommen und für be- 
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trächtliches Geld Medikamente verabfolgt. Die jiugo- 
slawischen Gesundheitsgenossenschaften bilden einen 
besonderen Verband, der über einen Reservefonds 
von mehr als zwei Millionen Dinar verfügt und eine 
besondere Zeitschrift herausgibt. 

Die jugoslawischen Gesundheitsgenossenschaften 
ersetzen die in andern westeuropäischen Ländern 
bestehenden staatlichen Krankenversicherungen. 

Die Genossenschaftsbewegung in Serbien hat 
den grössten Teil der Landwirte aus den Händen der 
Wucherer befreit und während der ersten 16 Jalıre 
ihrer Tätiekeit 37% der Landwirte mit Maschinen 
und andern Produktionsmitteln versorgt. Sie hat in 
den serbischen Dörfern mehr als 100,000 moderne 
Pflüge und viele andere neue Maschinen eingeführt 
und somit die Produktivität der Landwirtschaft er- 
höht. 

Die serbischen Kreditgenossenschaften in Ge- 
bieten, die früher zu Ungarn gehört haben, so vor 
allem im Banat und im Srem, haben auch die Versor- 
eunge der serbischen Kleinbauern mit dem nötigen 
Boden übernommen und dadurch die Bauern vor der 
Proletarisierung und der Auswanderung nach Ame- 
rika bewahrt. 

Weiterhin ist die Bedeutung der jugoslawischen 
ländlichen Genossenschaften sehr gross für die Ver- 
breitunge der Volksbildung auf dem flachen Lande 
gewesen, denn ausser mit rein wirtschaftlicher Tä- 
tirkeit beschäftigen sich die jugoslawischen Genos- 
senschaften mit der Aufklärung des Volkes. Sie pro- 
pagieren auch systematisch im ganzen Lande, beson- 
ders aber unter der Schuliugend, das Sparen. In den 
sehr zahlreichen Genossenschaftszeitschriften wer- 
den ausser genossenschaftlichen Artikeln auch solche 
über landwirtschaftliche, medizinische, wirtschaft- 
liche und kulturelle Fragen veröffentlicht. Es gibt in 
Liubliana (Laibach) eine ständige Genossenschafts- 
schule: auch ist das Genossenschaftswesen Lehrfach 
an dem Lehrer- und Theologenseminar dieser Stadt. 
In verschiedenen Teilen des Landes werden im Win- 
ter Kurse für die Vorstandsmitglieder und Leiter der 
ländlichen Genossenschaften abgehalten. 

Man darf vom Genossenschaftswesen in Jugo- 
slawien sagen, dass es einen bedeutenden wirtschaft- 
lichen und kulturellen Faktor im Leben dieses Landes 
darstellt. 


Wirtschaftlicher Wochenbericht. 


Seit dem New Yorker Börsenkrach sind die Zins- 
sätze der amerikanischen und der meisten europäi- 
schen Notenbanken sprunghaft gefallen. So ist der 
englische Diskontsatz in einem halben Jahr von 6,5 
auf 3,5 Prozent, selbst der deutsche von sieben auf 
fünf Prozent gesunken. Ebenso haben sich die Zins- 
sätze in Holland, Dänemark, Schweden, Italien, 
Oesterreich und Ungarn verringert. Bedeutet dies 
nun den Anfang einer allgemeinen, universalen Zins- 
verbilligung? Können wir erwarten, dass in kurzer 
Zeit die Zinssätze wieder allgemein auf den Vor- 
kriegsstand zurückgehen, wie das so viele Leute 
wünschen und erwarten? Darüber lässt sich natür- 
lich nichts Sicheres sagen, aber vielfach scheint man 
sich über die Natur und die Ursachen der heutigen 
Zinsverbilligung starke Illusionen zu machen. Sie 
erstreckt sich bisher hauptsächlich nur auf kurz- 
fristige Gelder, deren Zinssatz bekanntlich weit grös- 
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seren Schwankungen unterliegt, als der Zinsfuss der 
für die Volkswirtschaft weit wichtigeren langfristigen 
Kapitalanlagen. 

Die Hauptursache der heutigen Zinsverbilligung 
ist zweifellos das Sinken der Weltmarktpreise. Die- 
selbe Menge von Getreide und Kaffee, von Baum- 
wolle, Wolle, Seide, Kupfer, Gummi und anderen 
grossen Welthandelsartikeln ist heute weit billiger, 
das heisst mit weit weniger Geld zu kaufen, als vor 
ein oder zwei Jahren. Das bedeutet, dass der inter- 
nationale Grosshandel und ebenso die Grossindustrie, 
die ja immer grosse Lager von solchen Stoffen unter- 
halten muss, weit weniger Geld brauchen als früher. 
Ferner sind Grosshandel und Grossindustrie in Zeiten 
sinkender Preise darauf bedacht, möglichst wenig zu 
kaufen. Sie lassen ihre Lager einschrumpfen, wo man 
früher vielleicht für eine Million Franken Rohware 
auf Lager hielt, sucht man jetzt mit einigen Hundert- 
tausend auszukommen. Daher wird vom Markt fast 
aller Welthandelsartikel gemeldet, dass der Konsum, 
und damit sind in diesem Falle fast nur Grosshandel 
und Grossindustrie gemeint, nur wenig abnimmt, weil 
er für die Zukunft auf noch billigere Preise rechnet 
als heute. Desto höher häufen sich dafür die Waren- 
massen in den Erzeugungsländern an. Kanada weiss 
nicht mehr, wohin mit seinem Weizen, die Vereinig- 
ten Staaten suchen nach Absatz für ihre Baumwolle, 
Brasilien erstickt im Ueberfluss seines Kaffees. In 
allen überseeischen Ländern klagt man über den 
mangelnden Absatz der dort erzeugten Rohstoffe und 
zugleich hat man dort hohe Zinssätze, weil man für 
die Waren zu wenige Geld bekommt. 

In Europa und in sonstigen Konsumländern wer- 
den durch diese Verminderung der Lagerwaren rie- 
sige Summen frei, die als kurzfristige Kapitalanlage 
gewöhnlich in die Banken gelegt werden. Auf lange 
Frist können Grosshandel und Grossindustrie solche 
Gelder nicht hergeben, weil sie damit rechnen müs- 
sen, dass sie über kurz oder lang ihre Lager wieder 
auffüllen und das in die Banken gelegte Geld zu die- 
sem Zwecke wieder brauchen müssen. Die Banken 
anderseits finden es schwer, für dieses Geld eine ren- 
table kurzfristige Anlage zu finden, da Industrie und 
Handel immer weniger kurzfristiges Geld benötigen, 
sie müssen es billiger und billiger ausbieten. Bis vor 
einem halben Jahr nahm ihnen zwar die New Yorker 
Börsenspekulation dieses Geld zu guten Zinsen ab, 
aber damit ist es auch zu Ende und die Zinssätze für 
kurzfristiges Geld sinken auf der ganzen Linie. Sie 
sinken so lange, bis sie die Unternehmungslust und 
damit die Kaufkraft wieder beleben. Bei einem Zins- 
satz von drei Prozent kann man manche Geschäfte 
machen, die bei sechs Prozent zu gewagt erscheinen; 
dadurch wird die Geschäftstätigkeit wieder vermehrt, 
es wird wieder mehr Ware gekauft, die Preise fangen 
wieder an zu steigen und die Depression ist überwun- 
den. Die billigen Zinssätze vertreiben die billigen 
Preise. 

Es ist aber keineswegs sicher, dass die Bewe- 
gung der Zinssätze auf dem kurzfristigen Geldmarkt 
sich auf die langfristigen Gelder überträgt, denn diese 
kommen aus einer ganz andern Quelle. Das Geld 
für langfristige Kapitalanlagen kann in der Regel nur 
durch die reguläre Spartätigkeit der grossen Masse 
des Volkes gebildet werden. Das Grosskapital bringt 
relativ wenig solch langfristiges Kapital auf den 
Markt, denn wenn es auch aus seinen Anlagen im 
Durchschnitt weit höhere Gewinne zieht als der 
kleine Mann, so verbraucht es diese Gewinne in der 
unaufhörlichen Ausdehnung seiner Geschäfte. Der 
Quell der regulären Spartätigkeit der Massen hat 


übrigens die Tendenz, in Krisenzeiten, wenn das 
kurzfristige Geld billig wird, weniger reichlich zu 
fliessen, weil Arbeitslosigkeit und sonstige Einschrän- 
kungen des Verdienstes viele Leute nötigen, mit dem 
Sparen aufzuhören oder gar ihre Ersparnisse anzu- 
greifen. Wenn die heutige Depression der Wirtschaft 
sich zu einer Weltkrise auswächst, dann wird zwei- 
fellos der Quell der Spargelder in vielen Gegenden 
versiegen. 

Nun sind zwar die Sammelbecken der kurzfristi- 
gen und langfristigen Gelder in den Geldinstituten 
nicht so scharf getrennt, dass nicht verfügbares Ka- 
pital teilweise aus dem einen ins andere überfliessen 
könnte, aber man muss sich hüten, aus einer Verbilli- 
gung der kurzfristigen Gelder ohne weiteres eine bal- 
dige Verbilligung der langfristigen Gelder ablesen zu 
wollen. Eine andauernde Billigkeit der kurzfristigen 
Gelder wirkt zwar schliesslich auch auf den Zinsfuss 
der langfristigen Anlagen ermässigend und das wird 
auch heute hier und da der Fall sein. Aber man muss 
abwarten, wie der Sparer darauf reagieren wird. 
Wenn man jetzt dem Sparer wieder Anleihen zu 4,5 
oder 4 Prozent anbietet, so mögen diese bei der jetzi- 
gen Ueberfülle auf dem kurzfristigen Geldmarkt wohl 
genommen werden, weil immer ein gewisser Pro- 
zentsatz solcher kurzfristigen Gelder auch zur Um- 
wandlung in langfristige Anlagen verfügbar ist, doch 
ob sich dieser Zinssatz dauernd halten wird, hängt 
davon ab, ob das millionenköpfige Heer der Sparer 
damit zufrieden ist. Das kann sich aber erst nach 
längerem Probieren zeigen und darum lässt sich 
heute über die Gestaltung des Zinsfusses in der Zu- 
kunft kaum etwas Sicheres mutmassen. 


LEE 5) \A 
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Sonntag, den 30. März 1930, eröffnete das 
Genossenschaftliche Seminar (Stiftung von Bernhard 
Jaeggi) im Freidorf seinen ersten Kurs in französi- 
scher Sprache. 71 Damen und 4 Herren hatten sich 
aus allen Gauen der Westschweiz eingefunden, um 
in einem sechstägigen Kurs ihre theoretischen und 
praktischen Kenntnisse im Genossenschaftswesen zu 
erweitern. Es war eine Freude, diese stattliche Schar 
lernbegieriger Genossenschafterinnen und Genossen- 
schafter aus dem Welschland hier vereinigt zu sehen 
und es kam einem bei ihrem Anblick wieder einmal 
so recht zum Bewusstsein, welch grossem Bedürfnis 
das Genossenschaftliche Seminar entspricht und wie 
segensreich sein Wirken für unser schweizerisches 
Genossenschaftswesen sein muss, 

Der Stifter des Seminars, Herr Dr. B. Jaeggi, 
begrüsste die Teilnehmer mit folgenden Worten: 

«Meine Damen und Herren! Der heute begin- 
nende Kurs zur theoretischen und praktischen Wei- 
terbildung von Verkaufspersonal ist der erste fran- 
zösische Kurs, den das Genossenschaftliche Seminar 
veranstaltet. Mit ganz besonderer Freude sehe ich, 
dass die Tätigkeit des Genossenschaftlichen Seminars 
auch in der französischen Schweiz grossem Interesse 
begegnet. Seien Sie alle im Freidorf recht herzlich 
willkommen! 

Aufrichtig danken möchte ich den beiden Herren, 
die die Initiative zur Durchführung dieses Kurses er- 
griffen haben; es sind dies die Herren Ch. U. Per- 
ret, Präsident des Konsumvereins Neuenburg und 
G. Jaccard, Präsident des Kreisverbandes I des 
V.S.K., Genf. Herzlichen Dank schulde ich ferner 


denHerrenReierenten, die sich mir zur Ver- 
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fügung gestellt haben. Auch bin ich den einzelnen 
Vereinen, die Ihnen die Teilnahme an diesem Kurse 
ermöglichten, zu Dank verpflichtet. Und last not least 
danke ich Ihnen allen, die Sie hierher gekommen 
sind, um Ihre theoretischen und praktischen Kennt- 
nisse im Genossenschaftswesen zu erweitern. Seien 
Sie versichert, dass ich mein Möglichstes tun werde, 
damit Sie aus diesem Kurse reichen Gewinn davon- 
tragen. 

Sie werden aus dem Kursprogramm ersehen 
haben, wie verschiedenartig die Themata sind, die 
zur Behandlung kommen werden. Es sind folgende 
Referate vorgeschen: 

Wesen und Grundsätze, Zweck und Bedeutung 
der Genossenschaft, Inventar und Lagervorräte (Re- 
ferent Herr Ch.-U. Perret, Präsident des Konsum- 
vereins Neuenburg). Die rechtliche Stellung der Ver- 
käuferin (Referent Herr G. Jaccard, Präsident des 
Kreisverbandes I des V.S.K., Genf). Die Marke 
«Co-op» und die gute Verkäuferin (Referent Herr 
M. Maire, Mitglied der Verwaltungskommission des 
V.S.K. Basel). Die Kunst des Verkaufs (Referent 
Herr W. Grandiean, Geschäftsleiter des Konsum- 
vereins Genf). Warenkunde (Referent Dr. J. Pritzker, 
Chef des Laboratoriums des V.S.K. Basel). Wie soll 
cie Verkäuferin ihren Beruf auffassen? (Referent Herr 
E.O. Zellweger, Sekretär der Verwaltungskommis- 


‚sion des V.S.K. Basel). Schaufensterdekoration (Re- 


ferentin Frl. A. Eichhorn, Basel). Die Ladenbuch- 
haltung (Referent Herr R. Steudler, Revisor des 
V.S.K., Lausanne). Die Bedienung im (Genossen- 
schaftsladen (Referent Herr W. Kradolier, Chef der 
Niederlassung des V.S.K. Morges). 

Jeder Lehrstunde wird eine freie Diskussion fol- 
gen und ich möchte Sie ganz besonders dazu ermun- 
tern, an diesen Diskussionen regen Anteil zu nehmen; 
denn gerade durch das Stellen von Fragen und 
durch den Austausch Ihrer Ansichten werden Sie am 
meisten profitieren. 

Zum Schluss sei mir gestattet, der Hoffnung 
Ausdruck zu geben, es möchte dieser Kurs für die 
künftige Entwicklung des Genossenschaftswesens 
eute Früchte tragen. Mit diesen Worten erkläre ich 
den Kurs als eröffnet.» 

Herr Perret verdankte diese Worte im Namen 
aller Teilnehmerschaft aufs wärmste und ging hier- 
auf zur ersten Lehrstunde über. 

Es ist eine rechte Freude, während dieser Woche 
im Genossenschaftlichen Seminar dieses Völklein 
strebsamer Genossenschafterinnen und Genossen- 
schafter arbeiten zu sehen; unwillkürlich steigt einem 
dabei der Wunsch auf, das Genossenschaftliche Se- 
minar möchte sein Wirken immer mehr ausdehnen, 
um immer grösseren Kreisen des in den Gienossen- 
schaften tätigen Personals die Möglichkeit zu ver- 
schaffen, sich theoretisch und praktisch auf ihre Auf- 
gabe vorzubereiten. BaSE. 


Aus der Praxis 


Abschreibungen auf dem Warenlager. 


(Korr.) Diese Abschreibungen, resp. die Höhe 
derselben können in manchem Vereinsvorstand recht 
interessante Diskussionen hervorrufen. Gar nicht 
selten sind in Verwaltungsräten etwa einzelne Rich- 
tungen vorhanden, denen eine Abschreibung von 45 
oder 48% auf dem Warenlager schon viel zu hoch 
ist. Sie vertreten den Standpunkt, dass man lieber 


eine kleinere Abschreibung machen solle und dafür 
sei eine höhere Rückerstattung auszurichten, Ein 
Prozent mehr Dividende mache eine schöne Re- 
klame, die für das Geschäft ausserordentlich wichtig 
sei. Oder man hat vielleicht in unkluger Weise bei 
einem etwas besser ausgefallenen Geschäftsjahr die 
Rückerstattung zu hoch angesetzt und will nun mit 
aller Gewalt nicht mehr zurück. Man fürchtet die 
Kritik der Mitglieder. Da kommt man eben nur zu 
leicht auf den Gedanken, die Abschreibungen zu 
niedrig anzusetzen. Es ist dies der schüchterne An- 
fang eines Geschäftsgebarens, das streng zu ver- 
urteilen ist. Wohl haben verschiedene Revisionsver- 
bände die strikte Vorschrift, dass mindestens dieser 
oder iener Prozentsatz am Warenlager abgeschrie- 
ben werden müsse. Auch die Treuhandabteilung des 
V,S.K. weist bei den Revisionen immer und immer 
wieder auf diese Abschreibungen hin. Dennoch gibt 
es eben da oder dort Verwaltungsratsmitglieder, die 
die ausserordentliche geschäftliche Wichtigkeit ge- 
nügender Abschreibung nicht erfasst haben oder sich 
auch nicht belehren lassen wollen. Es ist überhaupt 
eine ganz irrige Auffassung, dass man die Rücker- 
stattung jedes Jahr höher ansetzen müsse. Man lasse 
von einem Sprung zum andern ruhig ein paar 
Jahre verstreichen und warte ab, bis sich die Ge- 
schäftslage derart gefestigt hat, dass man wieder 
etwas höher gehen darf. Man trachte daher lieber 
durch die grösstmöglichste Abschreibung eine stille 
Reserve zu schaffen, die für die Entwicklung der 
wienossenschaft von überaus grosser Wichtigkeit ist. 

Auch über Einlagen in den Reservefonds oder 
andere Fonds entwickeln sich nicht selten die in- 
teressantesten Diskussionen. Es kommt vor, dass 
alle möglichen Tricks versucht werden, um den 
statutarischen Verpflichtungen ein kleines Schnipp- 
chen zu schlagen. Oder man wacht mit hochnotpein- 
licher Schärfe, dass ia kein roter Heller mehr den 
Fonds zugewiesen wird, als man gerade durch die 
Statuten gezwungen ist. Die Generalversammlung 
wills nicht haben, tönts zur bequemen Entschuldi- 
gung. Aber diese Versammlungen stimmen besonders 
in kleineren Verhältnissen meistens den Anträgen 
des Verwaltungsrates zu, weil es doch die Ansichten 
ihrer Vertrauensleute sind. 

Die wirtschaftliche Lage ist auch heute noch 
schr ernst und noch lange nicht so gefestigt, dass 
man die traurige Folgezeit des Weltkrieges schon 
vergessen könnte. Die äusserste Vorsicht, peinlich 
gewissenhaftes Abwägen aller Geschäftsmanipula- 
tionen einer Genossenschaft sind auch heute noch 
das ernste Gebot der Stunde. Ohne etwa Pessimist 
zu sein, darf man sich nicht zu sehr optimistischen 
Strömungen hingeben und nur an den Aufschwung 
denken. Die Verantwortung eines Vorstandsmitglie- 
des ist grösser, als mancher in seinem Amte denkt. 
Besonders auch die Abschreibungen auf dem Waren- 
lager sind eine geschäftliche Angelegenheit, die 
immer aufs gewissenhafteste überlegt werden muss 
und die nie den Grund sein sollen zum Krebsgang 
oder zum schädlichen Stillstand. 

Der Schreiber weiss genau, dass beim Lesen 
dieser Zeilen mancher denken wird, dass dieses 
alles geschäftliche Selbstverständlichkeiten seien. 
(iut, sehr einverstanden, aber ich weiss aus lang- 
jähriger Praxis auch, dass noch manches neue Vor- 
standsmitglied mit jüngerm oder älterm Geburts- 
schein über diese eminent wichtigen Sachen noch 
nicht genügend aufgeklärt, oder dass es noch nie 
tiefer der Angelegenheit nachgegangen ist und sein 
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Ohr nicht ungerne denjenigen leiht, die stets nach | Mitglieder von Genossenschaften in Absatz 1 nichts 
höherer Rückvergütung schreien. Auch hier gilt der | gesagt ist, ist jedenfalls kein Argument dafür. Dort 
Spruch: «Vorbeugen ist besser denn heilen». wird die allgemeine Regel, der Grundsatz der 
Zuschlagsberechnung aufgestellt, nämlich die Be- 

ua Ya ER 2 rechnung für die Feststellung des anzuwendenden 
Steuerwesen Prozentsatzes und die Anwendung desselben für 

EN H alle Steuerpflichtigen; in Absatz 4 dagegen die 

Ausnahmevorschrift, die Erweiterung des 

Steuerstreit-Entscheid des bernischen Verwal- | Grundsatzes für eine besondere Kategorie von 
tungsgerichtes. Im Jahre 1928 stellte die bernische | Steuerpflichtigen. In die Formulierung der allge- 


Steuerverwaltung an verschiedene Konsumvereine 
eine Nachtragsiorderung an Zuschlagssteuer für das 
Jahr 1927. Begründet wurde diese damit, dass der 
Zuschlag, in Abweichung von der bisherigen Praxis 
(die zehn Jahre gedauert hatte), unter Berücksich- 
tigung der einkommenssteuerpflichtigen Rückvergü- 
tungen berechnet werden müsse. Nach mündlichen 
und schriftlichen Auseinandersetzungen mit der 
Steuerverwaltung in dieser merkwürdig erkünstel- 
ten Streitsache einigte man sich mit dieser Amts- 
stelle, die auf ihrer Auffassung beharrte, dahin, dass 
die einzig in Frage kommende Leistungsklage nur 
gegen eine Genossenschaft und zwar gegen den Kon- 
sumverein Kirchberg eingereicht werde und dass der 
zu gewärtigende Entscheid auch für alle übrigen, 
nicht speziell ins Recht gezogene Genossenschaften 
Geltung haben solle. Darauf wurde die Klage dem 
Verwaltungseericht des Kantons Bern durch die 
Steuerverwaltung eingereicht und vom Konsum- 
verein Kirchberg am 15. Oktober 1928 mit einer 
achtseitigen, vom Departement für Propaganda, 
Rechts- und Bildungswesen des V.S.K. verfassten 
Eingabe beantwortet, womit das Rechtsbegehren ge- 
stellt wurde, die Klage sei unter Kostenfolge abzu- 
weisen. 

Das genannte Gericht hat die Streitsache am 
ll. November 1929 zugunsten des Konsumvereins 
Kirchberg entschieden und dabei Erwägung ge- 
zogen: 

«Streit herrscht zwischen den Parteien über 
die Auslegung von Art. 32 StG. Der Kläger ver- 
tritt die Auffassung, dass die Steuern, welche eine 
Genossenschaft auf den steuerpflichtigen Rückver- 
gütungen zu entrichten habe, mitzählen für die Be- 
rechnung des Ansatzes des Steuerzuschlages, wo- 
geren dann allerdings vom bezüglichen Steuerbetrag 
selbst die Zuschlagssteuer nicht zu beziehen sei. 

Art. 32, Abs. 1 StG. schreibt vor: «Uebersteigt 
der von einem Steuerpflichtigen zu entrichtende Ge- 
samtbetrag der Staatssteuer ohne die Armensteuer 
Fr. 100.—, so tritt dazu ein Steuerzuschlag. 


Derselbe wird berechnet auf Grundlage 
des Gesamtbetrages der zu bezahlenden Staats- 
steuer, mit Ausschluss der Armensteuer». Das Mar- 


einale hierzu lautet: «Steuerzuschlag: a) Grundsatz» 
und Art. 32 Abs. 4 StG. bestimmt: «Bei derBe- 
rechnung der Steuerzuschläge für Ge- 
nossenschaften fällt derienige Steuerbetrag ausser 
Betracht, welcher für einkommenssteuerpflichtige 
Rückvergütungen an Mitglieder bezahlt werden 
musste», — Das Marginale hiezu lautet: «b) Aus- 
nahme zu Gunsten von Genossenschaften». 

Aus diesen Marginalien geht hervor, dass der 
Gesetzgeber eine steuerrechtliche Begünstigung der 
Genossenschaften bezweckte und zwar ergibt sich 
aus dem Gesetzestext, dass diese Begünstigung bei 
der Berechnung der Steuerzuschläge 
in Anrechnung kommen solle. Wieso nun aber der 
Begriff «Berechnung der Steuerzuschläge» in Ab- 
satz 4anders ausgelegt werden soll als in Absatz 1 
ist unerfindlich. Dass von den Rückvergütungen an 
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meinen Regel, einen Ausnahmeifall hineinzuschachteln, 
wäre sicherlich ein redaktioneller Fehler gewesen. 
Die Ausscheidung der Ausnahme von der Regelvor- 
schrift hat der Gesetzgeber richtigerweise durch die 
Marginalien zum Ausdruck gebracht. Die Margina- 
lien sind aber Bestandteil des Gesetzestextes. 

Die einzige sinngemässe Interpretation von 
Art. 32, die durchaus mit dem Wortlaut des Ge- 
setzestextes in Einklang zu bringen ist, ist daher die, 
dass die Berechnung nach der Regelvorschrift von 
Abs. 1 zu erfolgen hat, und dass daher, wenn es sich 
um Genossenschaften handelt, bei der Berechnung 
auf Grundlage des Gesamtbetrages der zu zahlenden 
Staatssteuer, sowohl die Armensteuer als auch die 
einkommenssteuerpflichtigen Rückvergütungen zu eli- 
minieren sind. 

Die Berechnung nach Art. 32 StG. zerfällt dabei 
in zwei mathematische Operationen, nämlich in die 
Ermittlung des anzuwendenden Prozentsatzes und in 
die Anwendung desselben. Mit Recht hat daher der 
Steuerregisterführer von Kirchberg in Anlehnung an 
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die seit Jahren geübte Praxis der Steuerbehörden 
die einkommenssteuerpflichtigen Rückvergütungen 
an die Mitglieder der Genossenschaft bereits bei der 
Ermittlung des für den prozentualen Steuerzuschlag 
massgebenden Gesamtbetrages der Staatsteuer eli- 
miniert. Nicht nur die Armensteuer fällt dabei ausser 
Betracht, sondern im Hinblick auf den letzten Absatz 
von Art. 32 StG. auch jene Rückvergütungen. 

Auch die Entwicklung der Frage der Besteue- 
rung der Rückvergütungen spricht nicht für die Aus- 
legung des Klägers: Das Steuergesetz von 1865 salı 
noch keinerlei Privilegien vor in Bezug auf die Be- 
steuerung dieser Rückvergütungen. Im verworfenen 
Steuergesetzentwurf von 1912 war dann ein Abzug 
von 4% auf den Rückvergütungen. Die Bestimmung 
wurde dann in das Steuergesetz von 1918 übernom- 
men, in dem dieser Abzug von 4% in Art. 22, Ziff. 9 
StG. Aufnahme fand. Ein weiteres Postulat zielte 
dahin, dass wenigstens die Progression nicht er- 
schwert werden dürfe durch Einbeziehung der Rück- 
vergütungen in die Progression. Dieses Postulat 
wurde dann durch Art. 32 letzter Absatz StG. ver- 
wirklicht. Es würde nun diesem Postulat keines- 
wegs Rechnung getragen, wenn man die Berechnung 
dergestalt vornehmen würde, wie es der Kläger be- 
antragt. 

Da mithin auf Grund dieser Ausführungen die 
Erhöhung der Zuschlagssteuer um die eingeklagten 
Fr. 236.40 nicht gerechtfertigt ist, erübrigt es sich, 
die Frage zu prüfen, ob die Zuschlagssteuer in 
diesem Verfahren eingeklagt werden kann. Es sei 
übrigens diesbezüglich auf die Ausführungen im 
Entscheid gleichen Datums in Sachen Staat Bern 
kontra Spar- und Leihkasse Koppigen verwiesen.» 

Das Gericht erkannte gestützt hierauf: 

1. Die Klage ist abgewiesen. 

2. Die Gerichtskosten von Fr. 66.20 (Urteilsgebühr 
Fr. 50.—) werden dem Staat auferlegt und es 
hat dieser der Beklagten eine auf Fr. 20.— be- 
stimmte Parteikostenentschädigung zu bezahlen. 

” % E03 


Die Verwaltung des Konsumvereins Kirchberg 
schreibt zu diesem Entscheid: 

«Zum Ausgange dieses Rechtsstreites darf man 
sagen, dass der einfache, an Aufrichtigkeit gewöhnte 
Menschenverstand über die Allüren der bernischen 
Steuerverwaltung einen glänzenden Sieg davonge- 
tragen hat. Wäre die Klage geschützt worden, so 
müsste der K.V. Kirchberg für die Jahre 1927 bis 
1929 mindestens Fr. 1500.— nachträgliche Progres- 
sivsteuern abführen.» 

Aus dieser Aeusserung ist ersichtlich, welche 
Bedeutung dem Entscheide zukommt. Die weiter 
betroffenen Genossenschaften mögen nun darauf 
achten, dass die Steuerverwaltung für jene Nachfor- 
derung den Abstand erklärt oder dass bereits be- 
zahlte derartige Nachtragsforderungsbeträge rück- 
erstattet werden. Zu diesem Zwecke ist der ge- 
nannten Verwaltung ein Rückerstattungsgesuch ein- 
zureichen. W. 


Bewegung des Auslandes 


Oesterreich. 


Der Leistungslohn in den Genossenschaften. 
Kürzlich wurde in einer in Graz abgehaltenen Kon- 
ferenz der dem Zentralverein der kaufmännischen 
Angestellten angehörenden Sektion der österreichi- 
schen Genossenschaftsangestellten in Bezug auf den 


Leistungslohn in den Genossenschaften vom Ge- 
werkschaitssekretär Schiller erklärt: 

«Wir wollen ausdrücklich feststellen, dass wir 
Saumndsäatziich, sur. das: Lelstunes- 
prinzip sind und dass wir das reine Alimen- 
tationsprinzip als eine rückständige und unter Um- 
ständen gefährliche Lohnpolitik selbst ablehnen.» 

Dazu äusserte sich Dr. Vukovitsch, der Ver- 
treter des Verbandes deutschösterreichischer Kon- 
sumvereine, wie folgt: 

«Das Prinzip der Entlöhnung nach der Leistung 
ist von den Vertretern der Gewerkschaft theoretisch 
anerkannt worden. Die Gewerkschaft müsste ihm 
aber auch in der Praxis Geltung verschaffen. Da 
könnte doch nur strittig sein, wie die Entlöhnung 
nach der Leistung praktisch am besten zu verwirk- 
lichen ist. Es gibt bei jedem Lohnsystem gewisse 
Unzulänglichkeiten ; sofern sich solche an dem gegen- 
wärtig eingeführten System nachweisen lassen, 
müsste natürlich getrachtet werden, sie zu beseitigen. 
Der Verband deutschösterreichischer Konsumvereine 
wird solche Verbesserungsvorschläge gewissenhaft 
prüfen. Solange aber nicht etwas wirklich Besseres 
gefunden wird, können die Genossenschaften von 
dem gegenwärtig bestehenden System nicht abgehen. 
Für die Genossenschaften besteht eine zwingende 
Notwendigkeit zur Aufrechterhaltung des Leistungs- 
prinzips mit Rücksicht auf den schweren wirtschaft- 
lichen Konkurrenzkampf, den sie nur bei Anspannung 
aller Kräfte erfolgreich bestehen können.» 


Aus unserer Bewegung 


Allgemeiner Consumverein beider Basel. Am 21. März 
versammelte sich der Genossenschaftsrat im Grossratssaal zur 
Behandlung der ihm von der Verwaltungskommission und dem 
Aufsichtsrat vorgelegten Jahresrechnung und Bericht pro 1929. 
Vorgängig des Haupttraktandums gab der Präsident E. Baum- 
gartner zwei Rücktritte bekannt, indem er besonders dem 
demissionierenden Mitglied des Aufsichtsrates K. Kromer, der 
über 30 Jahre den Behörden des A.C.V. angehörte, den ver- 
dienten Dank aussprach. Ferner verlas er die von der sozial- 
demokratischen Gruppe eingereichte Motion auf Totalrevision 
der Statuten, welche bezweckt, eine Vereinfachung und zweck- 
mässigere Gestaltung der Verwaltung herbeizuführen. Unter 
anderem wird vorgeschlagen, das ganze Wirtschaftsgebiet in 
kleine Kreise aufzuteilen, an deren Spitze von den Mitgliedern 
gewählte Kreisräte von je fünf Mitgliedern stehen, welche eine 
engere Verbindung zwischen Mitgliedern und Behörden her- 
stellen sollen. 

Ueber ‚Jahresbericht und Rechnung referierte Zentralver- 
walter E. Angst. Der Totalumsatz von Fr. 57,693,086.— ist um 
Fr. 775,000.— kleiner als im Jahre 1928. Der Grund dafür 
liegt einesteils in den billigeren Preisen gewisser Hauptartikel 
und dem Rückgang der Fremdverkäufe (Engrosverkäufe und 
Verwertung von Nebenprodukten), andernteils ist er auf die 
3eunruhigung der Mitglieder durch den Fuhrleutestreik vom 
letzten Herbst und die Abstimmungskampagne zurückzuführen. 
Trotz Rückgang im Gesamtverkauf sind Fr. 400,000.— mehr, 
nämlich Fr. 42,800,000.—, in die Einkaufsbüchlein eingetragen 
worden, wobei zu beachten ist, dass der Verkauf von Milch 
und Butter mit rund 11 Millionen Franken nicht rückver- 
gütungsberechtigt ist. Der Nettoüberschuss, nach Vornahme 
sämtlicher Abschreibungen im Totalbetrag von 1,5 Millionen 
Franken, ermöglicht eine Zuteilung an den Reserveionds von 
Fr. 270,000.— und die Ausrichtung einer Rückvergütung von 
8%. Die finanzielle Lage der Genossenschaft ist durchaus 
solid und die Bilanz sehr vorsichtig aufgestellt. Die Ver- 
waltung wird durch eine sparsame Geschäftsleitung bestrebt 
sein, das Vertrauen der Mitglieder weiterhin zu rechtfertigen. 
Leider sind die Aussichten für das laufende Jahr weniger 
günstig; der Umsatz ist gegenüber dem Vorjahre immer noch 
um etwa 8% im Rückstande, wobei am empfindlichsten das 
Milchgeschäft betroffen ist. Eine Hauptursache dafür ist die 
allgemeine Wirtschaftslage, indem die anschleichende Welt- 
krisis langsam auch auf die Schweiz übergreiit. Die sinkenden 
Warenpreise mahnen zur Vorsicht beim Einkauf und es heisst, 
mit einem möglichst geringen Lagerbestand den grösstmög- 
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lichen Umsatz zu erzielen. Die Verwaltungskommission be- 
antragt, Bericht und Rechnung zu genehmigen, 

In der Eintretensdebatte beantragt L. Wohler für die 
kommunistische Gruppe Rückweisung des Berichtes, indem die 
Ausführungen der Verwaltungskommission über die Notwendig- 
keit der Rationalisierung beanstandet werden. Die Gruppe 
befürchtet, dass sich die Rationalisierung und die angestrebte 
Intensivierung des Arbeitsprozesses wie in kapitalistischen 
Betrieben zu ungunsten der Arbeitnehmer auswirken werde. - 
Die sozialdemokratische Gruppe lässt durch ihren Sprecher 
L. Roulet ihre Genugtuung über das günstige Geschäfts- 
ergebnis erklären. Dem Bericht kann die Gruppe nicht zu- 
stimmen, da sie mit den Auseinandersetzungen der Verwal- 
tungskommission nicht überall einig geht. 

Dr. O. Schär stellt nach der formellen Seite iest, dass die 
Verwaltungskommission für ihren Bericht nicht an die Zu- 
stimmung des Aufsichtsrates und des (enossenschaitsrates 
gebunden ist. Der Aufsichtsrat kann aber eventuell direkt be- 
richten, wie dies z. B. auch der V.S.K. tut. Er bespricht 
sodann die durch Rationalisierung bereits erzielten Erfolge, 
wie z. B. im Haushaltungsartikelgeschäft und im Brennmaterial- 
geschäft; auch beim Bäckereigeschäft hat die seinerzeitige 
Kritik bereits genützt. Bedenklich sind noch die hohen Camion- 
nagekosten des A.C.V., die mit Einrechnung der Abschrei- 
bungen im letzten Jahr rund 1% Millionen Franken ausmachen; 
diese müssen nun heruntergebracht werden. Namens der bür- 


gerlichen Gruppe erklärt er Zustimmung zu Bericht und 
Rechnung. 
Dr. F. Wieser bedauert, dass die Genossenschaft trotz 


ihrer finanziellen Stärke den Kampf um die Niederhaltung der 
Verkaufspreise nicht energischer aufnimmt. Durch den Bericht 
wird die Mitgliedschaft in keiner Weise an die primäre Idee 
der Genossenschaft, die Verbilligung der Lebenshaltung, er- 
innert. Wenn im Bericht der Eidg. Preisbildungskommission 
über die Verhältnisse im Brennmaterialhandel auf den grossen 
Unterschied im Unkostenansatz zwischen Basel und anderen 
Schweizerorten hingewiesen wird, so ist dieser Unterschied 
nicht nur durch die in Basel bezahlten höheren Löhne, sondern 
auch durch die frühere mangelhafte Geschäftsorganisation zu 
erklären. — Ein weiterer kommunistischer Redner beanstandet 
das Eintreten der Konsumvereine für die Alkoholvorlage, das 
nicht der Neutralität entspricht, die bei Ablehnung einer Ab- 


wehraktion gegen die schutzzöllnerischen Massnahmen des 
Bundesrates vorgeschützt wurde, — 
In seinen Schlussbemerkungen betonte Zentralverwalter 


Angst nochmals die Notwendigkeit auch für die Genossen- 
schaften, ihre Betriebe zu rationalisieren, um inmitten der 
kapitalistischen Wirtschaft bestehen zu können. Das Brenn- 
materialgeschäfit wurde inzwischen reorganisiert; die Zahl der 
dort beschäftigten Arbeiter konnte bei gleich grossem Arbeits- 
quantum auf die Hälfte herabgesetzt werden. Dadurch wird 
nun auch eine Reduktion der Brennmaterialpreise möglich, 
Das Eintreten für die Alkoholvorlage bedeutet keine Neutrali- 
tätsverletzung, da in dieser Frage die Leitung des V.S.K. sich 
mit dem weitaus grössten Teil der organisierten schweizeri- 
schen Konsumenten einig weiss. — 

In der Abstimmung wurde der kommunistische Rückwei- 
sungsantrag mit grosser Mehrheit abgelehnt. Ueber die ein- 
zelnen Abschnitte des Geschäftsberichtes und der Rechnung 
entstand keine Diskussion. Die Schlussabstimmung erfolzte 
getrennt über Bericht und Rechnung. Dem ersteren wurde mit 
60 gegen 48 Stimmen zugestimmt; die Rechnung und der Vor- 
schlag für die Verteilung des Nettoüberschusses, wurden ein- 
stimmig angenommen, worauf die Sitzung geschlossen werden 
konnte. 

Bei dieser Gelegenheit kann noch berichtet werden, dass 
die Frage des Abschlusses eines kollektiven Arbeitsvertrages 
mit dem Verband der Handels-, Transport- und Lebensmittel- 
arbeiter (V.H.T.L.) und dem Metallarbeiterverband, die 
seinerzeit bei dem Streikausbruch im Herbst 1929 eine Rolle 
spielte, inzwischen befriedigend gelöst wurde, Bald nach der 
Urabstimmung vom 4. Dezember über die Abberufung des 
Genossenschaftsrates wurden die Verhandlungen zwischen den 
Zentralinstanzen des V.H.T.L. und der Verwaltungskom- 
mission des A.C.V. wieder auigenommen. Sie führten zur 
Aufstellung eines Vertragsentwuries, der gegenüber der Vor- 
lage von 1929 eine etwas geänderte Fassung inbezug auf die 
Bestimmungen über Leistungslohn und Umsatzprovision ent- 
hält und auch die durch den Streik bedingten neuen Lohn- 
ansätze für Autoführer und Fuhrleute festlegt. Ferner wurden 
gemäss den Anregungen der Paritätischen Kommission des 
V.S.K. und des Schweiz. Gewerkschaftsbundes ausführliche Be- 
stimmungen über die Schlichtung von Konflikten eingefügt, 
die künftig Arbeitsniederlegungen verhindern sollen. Der be- 
reinigte Entwurf wurde dann sowohl von dem in Betracht 
kommenden Personal als auch vom Aufsichtsrat des A.C.V. 
als Ganzes angenommen und es trat der Vertrag, auf drei 
Jahre fest, am I. März 1930 in Kraft. Mit den beiden andern 


Personalorganisationen, dem Verein der Angestellten des 
A.C.V. und Christlichsozialen Konsumpersonalverband, mit 
welchen summarische Verträge durch Anerkennung des Dienst- 
und Gehaltsreglementes als Tarifvertrag bestanden, wurden 
auf deren Verlangen dann ebenfalls detaillierte Tarifverträge 
vereinbart, so dass nun die tariflichen Verhältnisse im A.C,V. 
für drei Jahre allgemein geordnet sind, ES: 


Alpnach. Unser erster Frauentag vom 21. März hatte 
einen vollen Erfolg, Der geräumige Schlüsselsaal war bis aui 
den letzten Platz besetzt. Herrn Dr. Pritzker, der sich uns 
bereitwillig zur Verfügung stellte, verdanken wir sein Referat 
über «Rationellen Wareneinkaui» aufs beste. In zirka zwei- 
stündigem Vortrage entledigte er sich seiner Aufgabe in seiner 
bekannt guten und humorvollen Weise, Die lautlose Stille (einige 
Lachsalven ausgenommen), die während dem Vortrag herrschte, 
zeigte, dass dem Referat volle Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde. Mögen die verehrten Hausfrauen das Gehörte auch 
beherzigen. Nachdem nun noch mehrere Frauen in der Dis- 
kussion Fragen gestellt hatten, die vom Herrn Referenten be- 


Auch Sie 


verlangen von den Mitgliedern, dass 
sie ihre Einkäufe in Lebensmitteln 
und Bedarfsartikeln in den Läden 
der Genossenschaft machen sollen. 


Warum 


lassen Sie dann nicht ebenfalls ihre 


Druckarbeiten in der 


Buchdruckerei V. S.K. 


in Basel herstellen. — Wir liefern: 
Anteilscheine, Obligationen, Rech- 
nungsformulare, Depositenbüchlein 
Einkaufsbüchlein, Einkäuferkarten 
Memorandum, Briefbogen, Kuverts 
Sitzungskarten, Jahresberichte, Re- 
glemente, Statuten etc. zu zivilen 
Preisen bei prompter Bedienung. 


antwortet wurden, begann man mit dem zweiten gemütlichen 
Teil. Der Gratis-«Zabig», den die Genossenschaft den Teil- 
nehmerinnen spendete, bestehend aus gutem Coop-Kafiee, 
Weggli und Biskuits aus der Bäckerei des A.C.V. Luzern, 
nahm einen sehr guten Verlauf. Nicht unerwähnt möchten wir 
lassen, dass eine Frau, die an diesem Tage ihren achtzigsten 
Geburtstag ieierte, noch an der Versammlung teilnahm. Sie 
wurde auch herzlich beglückwünscht, 

Wenn den Worten unseres Referenten nachgelebt wird, 
dann ist erreicht, was die Genossenschaft mit dieser Ver- 
sammlung bezweckte. K.S. 
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EINLADUNG 


zur 


Frühjahrskonferenz des IV. Kreises 


(Kantone Solothurn, Basel-Stadt und -Land) 


Sonntag, den 11. Mai 1930, vormittags 9%, Uhr 
im Restaurant Bellevue in Grenchen, 


TRAKTANDEN: 

1. Appell. 

2. Mitteilungen. 

3. Jahresbericht des Kreisvorstandes und der Re- 
visionsstelle. 

4. Rechnungsablage des Kreiskassiers und Bericht 
der Revisoren. 

5. Festsetzung des Jahresbeitrages pro 1930. 

6. Wahl des Kreisvorstandes und der Revisoren. 

7. Jahresbericht des V.S.K. pro 1929. 

8. Traktanden der Delegiertenversammlung des 

NSS 

Referent für 7 und 8: Herr E. O. Zellweger, 

Sekretär der Verwaltungskommission des V.S.K. 

9. Nächster Konferenzort. 
10. Umirage. 

(jemeinsames Mittagessen im Versammlungs- 
lokal ä Fr. 4.— (ohne Wein). 

Um einen rechtzeitigen Beginn der Verhandlun- 
gen zu ermöglichen, haben wir die S.B.B. ersucht, 
den Schnellzug 108 Olten ab 8,21, auch in Grenchen 
anhalten zu lassen. 


Zu recht zahlreicher Beteiligung ladet ein 


Für den Kreisvorstand, 


Der Präsident: Der Aktuar: 
F. Gschwind. Edm. Suter. 


Verbandsnachrichten 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltungskommission 
vom 28. März 1930. 


l. Der Jahresbericht des V.S.K. pro 1929 in 
französischer Uebersetzung ist soeben den Verbands- 
vereinen der Westschweiz und des Kantons Tessin 
in der Zahl der ihnen zustehenden Delegierten plus 
einExemplar für das Vereinsarchiv zugestellt worden. 

Vereine, die den Jahresbericht nicht erhalten 
haben sollten, belieben dies unverzüglich der Ver- 
waltungskommission zu melden. 

2. Von der Jahresrechnung des Kreisverbandes 
VII des V.S.K. wird Kenntnis genpmmen. Die Zen- 
tralbuchhaltung wird angewiesen, den Jahresbeitrag 
des V.S.K. pro 1930 der Kreiskasse gutzubringen. 


3. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) sind vom Konsumverein Uzwil 
Fr. 300.— überwiesen worden, die anmit bestens ver- 
dankt werden. 


Film- und Vortrags-Zentrale 


Paul Altheer, Brieffach, Hauptpost, Zürich 
au0s00002000000000>090000000000000000220000000000 


N 


V) 


U 

Würenlos, 5. April, $S’4 Uhr. Gemeindesaal. Pro- 
eramm: Schuh-Coop. — Kerzers. — Schlaraffen- 
land. — Hamburger Hafen. 

Flawil, 6. April, 7 Uhr, Tonhalle z. Rössli. Programm: 

Der Weg eines jungen Mannes. — Schuh-Coop. 

— Die ungleichen Brüder. — Der Raucher. 


Genossenschaftlicher Arbeilsmarkt 


Nachfrage. 


Ww" suchen per 1. Mai oder nach Uebereinkunft eine seriöse, 
tüchtige und selbständige Verkäuferin oder Verkäufer- 
paar mit guten Kenntnissen der Lebensmittelbranche zur 
Führung einer grösseren Filiale. Bewerberinnen, die sich über 
erfolgreiche Tätigkeit im Verkauf ausweisen können, wollen 
sich unter Beifügung von Zeugnisabschriften, Photographie 
und Gehaltsansprüchen melden. Offerten unter Chiffre C. V. 
A.63 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


W" suchen zum Eintritt auf 1. Juli für Konsumgenossen- 
schaft mit 500,000 Franken Umsatz einen kaufmännisch 
gebildeten, bilanzsichern, verheirateten Verwalter mit Branche- 
kenntnissen und Organisationstalent. Alter nicht unter 30 
Jahren. Handschriftliche Anmeldungen, mit Angaben über bis- 
herige Tätigkeit, Zeugnisabschriften und Lohnansprüche bis 
15. April unter Chiffre Z. H. 60 an den Verband schweiz. Konsum- 
vereine in Basel. 


Angebot. 


lleinstehende, tüchtige Verkäuferin, langjährige Filial- 

leiterin in grosser Konsumgenossenschaft, wünscht wieder 
eine Filiale zu übernehmen (Stadt oder Land). Eintritt beliebig. 
Offerten unter Chiffre A. M. 56 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


je: Mann sucht Stelle in Konsumverein als Magaziner 
oder Packer. Offerten unter Chiffre K.B. 59 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


JeH: 20jähriger Kaufmann, bilanzsicher, perfekt in allen 
vorkommenden Bureau- bezw. Abrechnungsarbeiten, wünscht 
sich, gestützt auf allererste Zeugnisse, zur Erweiterung seiner 
Kenntnisse nach der Schweiz zu verändern. Zurzeit in un- 
gekündigter Stellung in mitteldeutschem Verein. Antritt könnte 
jedoch baldmöglichst erfolgen. Gefl. Offerten unter Chiffre 
F.S.61 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


telle gesucht. Der Konsumverein Aadorf sucht für eine 

im April ihre Lehre beendende Ladentochter eine Stelle 
als II. Verkäuferin. Treue, begabte und fleissige Tochter, 
mit guten Zeugnissen. Offerten und Anfragen direkt an 
Fräulein Berta Ruesch, Konsumverein Aadorf. 


Js: intelligente Tochter, welche deutsch und französisch 
spricht, sucht auf Anfangs Mai eine Stelle als Ladenlehr- 
tochter in einem Konsumladen. Kanton Bern bevorzugt. 
Offerten unter Chiffre M. H. 64 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


Tictiger Bäcker-Konditor gesetzten Alters sucht Stelle in 
Konsumbäckerei. Eintritt nach Uebereinkunft. Offerten 
sind zu richten an Arn. Huber, Postlagernd, Murgenthal. 


o könnte junge sympatische Dame gutgehende Konsum- 
‚filiale übernehmen? Kaution kann gestellt werden. Zu- 
schriften erbeten an M. Grau, Konstanz, Gottliebenstrasse 1. 


Redaktionsschluss: 3. April 1930. 
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